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Wochen-Chronik

13. April 1983
Das Bundesverfassungsgericht erlässt eine
einstweilige Verfügung gegen die für den 27.
April geplante Volkszählung. Es waren zahl-
reiche Verfassungsbeschwerden eingegangen,
die sich unter anderem auf Verletzung der frei-
en Entfaltung der Persönlichkeit beriefen. Ver-
schiedene Bürgerinitiativen hatten zudem das
Prozedere kritisiert. Eine modifizierte Zäh-
lung erfolgte am25.Mai 1987. In der BRDwur-
den insgesamt sieben, in der DDR vier Volks-
zählungen durchgeführt. Foto: dpa/Roland Holschneider

14. April 1988
Pakistan und Afghanistan sowie die USA und
die Sowjetunion als Garantiemächte der ver-
feindeten Parteien im Land am Hindukusch
unterzeichnen in Genf ein Abkommen, das
den Weg für den Abzug der sowjetischen
Truppen aus Afghanistan bis zum 15. Febru-
ar 1989 ebnet. Die afghanischen Dschihadis-
ten, auf der Konferenz durch Pakistan ver-
treten, erklären ihren Willen zur Fortführung
des Kampfes gegen eine wie auch immer be-
stückte kommunistische Regierung in Kabul.

16. April 1943
Der Schweizer Chemiker Albert Hoffmann
entdeckt im Selbstversuch die stark halluzio-
nogene Wirkung der Psychodroge LSD. Das
Kürzel steht für Lysergsäurediethylamid.
Hoffmann stieß auf die Droge bei der Suche
nach einem Kreislaufstimulans. In den 1960-
er Jahren wird LSD Modedroge der Hippie-
und Subkultur. Sowohl das Betäubungsmit-
telgesetz in Deutschland als auch das Sucht-
mittelgesetz in Österreich stufen LSD als
»nicht verkehrsfähig« ein. Foto: dpa/Walter Bieri

Kalenderblatt

Gasparitsch
Er wurde durch das sozialisti-
sche Elternhaus, die Naturfreun-
de, den Arbeitersport und die
Roten Falken geprägt. Hier kam
Hans Gasparitsch, geboren am
30. März 1918 in Stuttgart, auch
in Kontakt zu sozialkritischer Li-
teratur, noch bevor er eine Leh-
re als Schriftsetzer machte. Im
Herbst 1933 bildete er mit
Freunden seiner Wandergruppe
die »Gruppe G« (Gemeinschaft).
Die Jugendlichen hielten kons-
pirative Treffen ab, diskutierten,
wie man Widerstand gegen die
Hitlerdiktatur leisten könne,
verteilten Flugblätter und mal-
ten Parolen an die Wände.
Bei einer Aktion im Frühjahr

1935 schrieb der 17-jährigeHans
»Hitler = Krieg« und »Rot Front«
an die Sockel zweier Statuen im
Stuttgarter Schlossgarten und
wurde kurz danach verhaftet.
Das Urteil lautete auf zweiein-
halb Jahre Gefängnis. Nach sei-
ner Haft auf dem Oberen Kuh-
berg in Ulm kam er – weil »das
Strafziel nicht erreicht war« – in
die KZ Welzheim, Dachau, Flos-
senbürg und Buchenwald.
Die Solidarität der politischen

Häftlinge ermöglichte ihm das
Überleben und machte ihn zu ei-
nem Kommunisten. Am 11. Ap-
ril 1945 war er an der Selbstbe-
freiung Buchenwalds beteiligt;
am 19. April leistete er mit an-
deren Überlebenden den
»Schwur von Buchenwald«, dem
er sein ganzes Leben verpflich-
tet blieb. Zurück in Stuttgart en-
gagierte er sich für den Aufbau
eines neuen antifaschistischen
Deutschlands. 1947 gehörte er
zu den Mitbegründern der Ver-
einigung der Verfolgten des Na-
ziregimes (VVN).
Verheiratet und mit zwei Kin-

dern musste er eine neue beruf-
liche Existenz aufbauen. Er be-
kamdas Angebot, in der DDR das
Abitur zu machen und in Leipzig
Publizistik zu studieren. Zurück
in der BRD schrieb er bis zum
KPD-Verbot für die »Volksstim-
me« und das »Badische Volks-
echo«. 1960 erschienen seine Er-
innerungen, »Die Schicksale der
Gruppe G«, in der DDR, 1994 in
einer aktualisierten Neufassung
unter dem Titel »Hanna, Kolka,
Ast und andere ...«
Gasparitsch engagierte sich in

allen wichtigen politischen
Kämpfen seiner Zeit, in der Frie-
densbewegung, gegen Berufs-
verbote und Rechtsextremis-
mus. Oftmals trug er demonst-
rativ seine ehemalige Häftlings-
kleidung, um die Losung »Nie
wieder!« sichtbar zu machen.
Seiner politische Überzeugung
ist er treu geblieben: »Soziale
Gerechtigkeit für alle, Toleranz
und Freundschaft mit allen, Kul-
tur und Bildung für jeden – über
alle Grenzen hinweg. Und Frie-
den für alle Völker der Welt.«
Im Mai 2000 wurde er mit

dem Bundesverdienstkreuz 1.
Klasse geehrt. Zwei Jahre darauf
starb er nach schwerer Krank-
heit in Stuttgart. Seit Oktober
2014 trägt das selbstverwaltete
Stadtteilzentrum Stuttgart-Ost-
heim seinen Namen.
Ulrich Schneider

Lektüretipp: Christoph Leclaire/
Ulrich Schneider, »Hans Gaspa-
ritsch – Widerstandskämpfer und
ehemaliger Häftling der Konzent-
rationslager Dachau und Buchen-
wald (RuhrEcho-Verlag, 76 S., br.,
5 €).

Schnauze halten und malochen
Die Notstandsgesetze vor 50 Jahren legalisierten eine autoritäre Transformation. Von Dirk Farke

N icht nur der Krieg der USA
gegen Vietnam, auch die
von der Großen Koalition
geplanten Notstandsge-

setze trieben die akademische und ar-
beitende Jugend vor 50 Jahren auf die
Straße. Auch die Gewerkschaften und
Liberale befürchteten ein neues Er-
mächtigungsgesetz, das die bürger-
lich parlamentarische Demokratie
kastrieren würde, wie sie im Grund-
gesetz (GG) von 1949 fixiert ist.
Bereits in den 1950er Jahren, als

unter der Regierung Adenauer der
Antikommunismus zur Staatsdoktrin
erhoben wurde, verabschiedete der
Bundestag zahlreiche sogenannte
Verfassungsergänzungen mit gravie-
renden Auswirkungen auf die soge-
nannten bürgerlichen Freiheiten:
1951 trat das 1. Strafrechtsände-
rungsgesetz in Kraft mit dem unter
anderem der von den Alliierten au-
ßer Kraft gesetzte Hoch- und Lan-
desverrat wieder in das Strafgesetz-
buch eingeführt wurde. 1955 be-
schloss die Regierung die Remilitari-
sierung und, unter Wiedereinstel-
lung von NS-Offizieren, den Aufbau
der Bundeswehr. Ein Jahr später galt
wieder die allgemeine Wehrpflicht.
1956 erließ das Bundesverfassungs-
gericht das KPD-Verbot. Zwei Jahre
darauf stimmte die CDU/CSU-Mehr-
heit im Parlament für die Stationie-
rung von Atomwaffen in der Bun-
desrepublik.
Flankiert wurde diese Restaurati-

on durch entsprechende Maßnah-
men im Bereich der politischen Öko-
nomie: 1952 verabschiedete der Bun-
destag das Betriebsverfassungsge-
setz, das die Betriebsräte verpflich-
tete, »vertrauensvoll« mit den Arbeit-
gebern zusammenzuarbeiten. Da in
der Bundesrepublik Arbeitskampf
nicht vom Gesetzgeber geregelt wer-
den soll, schuf das Bundesarbeitsge-
richt (BAG) mittels seiner Rechtspre-
chung faktisch ein »Arbeitskampfsys-
tem«, das sich an der obrigkeitsstaat-
lichen Mentalität orientiert und eine
Strategie der autoritären Pazifizie-
rung verfolgt. 1955 erfand es mit dem
Rechtsgrundsatz der »Sozialade-
quanz« im Streikrecht ein Primat der
Volkswirtschaft vor dem Recht »in-
dividueller« Interessen. Bis heute
dürfen Lohnabhängige in der Bun-
desrepublik im Gegensatz zu Frank-
reich und Italien, in deren Verfas-
sungen es ein explizites und indivi-
duelles Streikrecht gibt, ihr Recht auf
politökonomischen Widerstand nur
im Rahmen des Korporatismus wahr-
nehmen.
Trotz dieser für autokratische

Kräfte paradiesischen Großwetterla-
ge dauerte es mehr als zehn Jahre, bis
es den Konservativen gelang, mit den
sogenannten Notstandsgesetzen –
von den Demonstranten mit dem
Kürzel »NS-Gesetze« versehen –, die
bis dahin einschneidendste »Verfas-
sungsergänzung« seit 1949 durchzu-
setzen.Unddies ausgerechnet im Jahr
der Rebellion. Bis dahin waren alle
Entwürfe immer am Widerstand der
SPD gescheitert, die nunmehr aller-
dings, seit 1966, mit an der Regie-
rung war. Eine Grundgesetzände-
rung setzt eine Zweidrittelmehrheit
im Parlament voraus. Diese rücktemit
der Konstituierung der ersten Gro-
ßen Koalition in greifbare Nähe.
Dabei war das Grundgesetz auch

bis dahin keinesfalls potenziellen und
eingebildeten Gegnern der bürger-
lich-parlamentarischen Grundord-
nung hilflos ausgeliefert. Das GG be-
inhaltete mehrere Notstandsvorbeu-

gungs- und Notstandsbehebungsmit-
tel, zum Beispiel ein mögliches Ver-
bot von verfassungswidrigen Orga-
nisationen und Parteien, die Verwir-
kung von Grundrechten und Geset-
zesnotstand. Aber bis 1968 vermied
das Grundgesetz eine gefährliche
Machtkonzentration in den Händen
der Exekutive.
Die Notstandsgesetzgebung er-

möglichte nunmehr, dass bei inneren
Unruhen, Naturkatastrophen oder im
Verteidigungsfall die bürgerlichen
Abwehrrechte gegenüber dem Staat
erheblich eingeschränkt oder ganz
abgeschafft werden können, zum
Beispiel das Brief-, Post- und Fern-
meldegeheimnis und die Freizügig-
keit. Möglich wurden Dienstver-
pflichtungen für Männer und Frauen,
ein Streikverbot, der Einsatz der Bun-
deswehr im Innern und die Übertra-
gungen der Funktionen von Bundes-
tag und Bundesrat auf einen kleinen,
intimen Ausschuss sowie eine gene-
relle Stärkung der Exekutive auf Kos-
ten des Parlaments.
Trotz der seit 1966 sukzessive zu-

nehmenden Proteste und der wach-
senden Zahl von Demonstrationen,
Universitätsbesetzungen und Vorle-
sungsstreiks vor allem im Frühjahr
1968 verabschiedete der Bundestag
am 30. Mai die Notstandsgesetze
nach dritter Lesung. Quasi bis zu-
letzt hatten die Außerparlamentari-
sche Opposition (APO), Kirchen und
Gewerkschaften sowie prominente
Persönlichkeiten wie Heinrich Böll
versucht, die Aushöhlung der bür-
gerlichen Verfassung zu verhindern.

Erstmals seit 1945 hatte sich imWes-
ten Deutschland eine breite Gegen-
öffentlichkeit formiert. Der Opposi-
tion zufolge handelte es sich bei den
»NS-Gesetzen« um einen schleichen-
den Staatsstreich mit legaler Fri-
sierung, kam die 17. »Verfassungs-
ergänzung« einem Putsch gleich. Der
Publizist Hans Magnus Enzensber-
ger spottete mit »Bundeskanzler
Friedrich Wilhelm IV.«: »Gegen De-
mokraten helfen nur Soldaten.« So-
gar »Spiegel«-Herausgeber Rudolf
Augstein stellte die Frage: »Warum

findet kein Generalstreik statt bei
uns?« Nicht nur der unbequeme
Rechtsanwalt Heinrich Hannover
war der Ansicht, gegen die »NS-Ge-
setze« müsste vor allem die ökono-
misch abhängige Bevölkerungs-
mehrheit rebellieren. Carl Schmitt
hingegen, Kronjurist des »Dritten
Reiches« und ein Vordenker eben je-
nes Ausnahmezustandes, dem die
Notstandsgesetze avisierten, froh-
lockte in einem Brief an seinen
»Stahlgewitter«-Freund Ernst Jün-
ger: »Die radikale Linke ist drauf und
dran einen Umschwung zu provo-
zieren.« Keine zehn Jahre später
wurde es ernst.

Nach der Entführung des früheren
SS-Untersturmführers und damaligen
Vorsitzenden des Bundesverbandes
der Deutschen Industrie, Hanns Mar-
tin Schleyer, im Herbst 1977 wurde
in kleinen und großen Krisenstäben
offen darüber diskutiert, ob man nicht
die politischen Gefangenen, zum Bei-
spiel RAF-Angehörige, als Geiseln
nehmen und der Reihe nach an die
Wand stellen und exekutieren sollte.
Franz Josef Strauß äußerte dies sogar
unverblümt gegenüber den Medien.
Schon vor der 17. »Verfassungser-

gänzung« hatte es ähnliche Überle-
gungen gegeben. So titelte die »Bild«
im Februar 1962 während der Ham-
burger Flutkatastrophe unter Bezug-
nahme auf angebliche Informationen
aus der Innenbehörde unter Helmut
Schmidt: »Auf Plünderer wird ge-
schossen«. Auch wenn sich diese Mel-
dung später als Zeitungsente heraus-
stellte, so war der tatsächliche Ein-
satz der Bundeswehr inHamburgnach
damaliger Rechtslage verfassungs-
widrig. Noch im Jahr 2009 rechtfer-
tigte Schmidt in der »Zeit« die Zu-
stimmung der SPD zu den Notstands-
gesetzen 1968 mit dem Bekenntnis:
»Ich selbst hatte 1962 während der
norddeutschen Flutkatastrophe einen
Notstand erlebt, in dem man aus mit-
menschlicher Hilfspflicht gezwungen
war, sich mangels gesetzlicher Not-
standsregeln über geltende Gesetze
und über das Grundgesetz hinweg-
zusetzen.«
Nun mag sich mancher fragen:

Wenn es so einfach ist, die Verfas-
sung in einer bestimmten Situation

außer Kraft zu setzen, wozu bedarf
es dann noch der Notstandsgesetze?
In einer noch heute lesenswerten Kri-
tik legte der Staatsrechtler und Poli-
tikwissenschaftler Wolfgang Abend-
roth Mitte der 1960er Jahre dar, dass
es der privilegierten Oberschicht,
wenn sie es für nötig oder auch nur
für aussichtsreich hält, die Rechts-
ordnung umzugestalten oder zu ver-
nichten, möglich ist, dies zu tun, oh-
ne gegen die Verfassung selbst zu ver-
stoßen – ja sogar unter Berufung auf
diese. Das System kann auf schein-
bar legale Art in ein ganz anderes,
auch konträres umgemodelt werden.
Dies lässt sich gut am Beispiel der
Weimarer Republik studieren. Die
Bürger erkannten mehrheitlich nicht
die Tragweite der einzelnen Schritte
gesetzlicher und somit gesellschaft-
licher Transformation und geboten
dem daher nicht rechtzeitig Einhalt.
Bei dem zwei Wochen vor der Ver-

abschiedung der Notstandsgesetze
organisierten Großen Sternmarsch
auf Bonn – die Veranstalter sprachen
von 60 000 Teilnehmern – mar-
schierten ehemalige KZ-Häftlinge in
ihren einstigenDrillichen voran. Nach
Aussagen von Augen- und Ohrenzeu-
gen wurden sie von Passanten und
Beobachtern aus Fenstern und von
Balkonen wüst beschimpft: »Die hät-
te man damals als erste vergasen sol-
len.« Auch diesen (Un)Geist gab es
noch 1968. Jenen wie die Autori-
tätsgläubigkeit vieler Westdeutscher
damals konterkarierten die Demonst-
ranten wiederum mit Slogans wie
»Schnauze halten und malochen!«

Studenten protestieren 1968 in Bonn mit dem Porträt von Rudi Dutschke gegen die Notstandsgesetze. Foto: dpa


